
Wenn wir von der Bergland-
wirtschaft in einem EU-weiten
Kontext reden, dann geht es da-
bei nicht nur um die Alpen.

Die Berglandwirtschaft
in Europa

Berggebiete und Bergland-
wirtschaft gibt es von den Py-
renäen, über die Sierra Nevada
in Spanien, das Massif Central
in Frankreich bis hin zum grie-
chischen Olymp, um nur einige
Beispiele zu nennen. Diese
Vielfalt lässt auch erahnen, wie
groß die Unterschiede nicht nur
innerhalb der gesamten Land-
wirtschaft in Europa, sondern
auch innerhalb der Bergland-
wirtschaft selbst sind, und vor
allem wie verschieden die damit
verbundenen Probleme sind.

Eine Definition für landwirt-
schaftliche Bergregionen in der
EU ist aufgrund dieser Verschie-
denheiten nicht einfach. Die ein-
geschränkte Bodennutzung, die
höheren Arbeitskosten, schwie-
rige klimatische Verhältnisse,
die verkürzten Vegetationszeiten
und vor allem die Hangneigun-

gen sind die Hauptkriterien, um
Berggebiete von den Gunstlagen
abzugrenzen.

Demnach leben innerhalb
der EU über 30 Mio. Menschen
in Bergregionen. 30 Prozent der
Fläche der Union sind gebirgig
und ein Fünftel aller landwirt-
schaftlich genutzten Flächen
befindet sich in den Bergen.

Das sagt aber nur wenig aus
über die Bedeutung der Berg-
landwirtschaft und aus rein be-
triebswirtschaftlicher Sicht hät-
te die Berglandwirtschaft im
Wettbewerb mit den Landwir-
ten in den nicht benachteiligten
Gebieten wohl nur wenig Über-
lebenschancen. Für die Lebens-
mittel sind die Erzeugungskos-
ten zu hoch und die Ernten und
die Erträge zu gering. Und den-
noch brauchen wir die Berg-
bauern heute mehr denn je.

Die Bergbauern sichern
unseren alpinen Lebens-
raum

Es sind nämlich die Berg-
bauern und nur sie, die genau
jene öffentlichen Güter produ-

zieren, die eine unverzichtbare
Voraussetzung für die Besiede-
lung und für die Wirtschaft in
vielen alpinen Zonen sind. Die
Pflege der Almen, Weiden und
Hänge, die Bewirtschaftung der
Bergwälder, die Erhaltung von
Wegen, die Bändigung des Was-
sers, die Befestigung von Ter-
rassen, das Beseitigen von Mu-
ren und Lawinenresten, all das
sind überlebensnotwendige Leis-
tungen nicht nur für die Berg-
bauern selbst, sondern für die
gesamte Bevölkerung in den
Berggebieten. Wenn die Berg-
bauern diese Arbeiten nicht
mehr durchführen würden,
wären die übrigen Bewohner
der Berggebiete sehr viel mehr
von Lawinen, Muren, Stein-
schlag und Hochwasser gefähr-
det. Große Teile der Bergregio-
nen und viele Täler wären über-
haupt nicht mehr bewohnbar.

Neben dem Schutz vor Na-
turkatastrophen ist die zweite
fundamentale Leistung der
Berglandwirtschaft die Erhal-
tung und Pflege der Kultur-
landschaft. Damit schaffen die
Bergbauern zugleich die Basis
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Die Berglandwirtschaft im
europäischen Agrarmodell

von EU-Kommisar Dr. Franz Fischler
Der Europäische Bergbauernkongress fand
heuer Ende September in St. Johann im
Pongau statt. EU-Kommissar Dr. Franz
Fischler betonte in seinem Referat die enor-
me Bedeutung, die die Berglandwirtschaft in
Europa und vor allem im Alpenraum hat.
Weitere Kernthemen seines Vortrages waren
die gemeinsame Agrarpolitik und die Halb-
zeitbewertung der Agenda 2000. Fischler
warnte eindringlich vor einer Verzögerungs-
politik, weil sonst nicht mehr die Bauern
und Agrarier bestimmen, sondern die Ent-
scheidungen außerhalb der Landwirtschaft
fallen.

EU-Kommissar Dr.
Franz Fischler gab

beim Internationalen
Bergbauernkongress

in St. Johann im
Pongau ein klares

Bekenntnis zur Berg-
landwirtschaft ab
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für andere Wirtschaftssekto-
ren, die die Alpen nützen.

Niemand weiß das so gut
wie der Tourismus. Millionen
Erholungssuchende kommen
doch nicht jährlich in die Berge,
um in verwilderten Urwäldern
Natur pur zu erleben oder zum
Lawinen schauen. Die Men-
schen kommen in die Alpen,
um diese einzigartige Kombi-
nation aus Natur- und Kultur-
landschaft, die einen einmali-
gen Anreiz für Leib und Seele
bietet, zu erleben. Sie kommen
zum Skifahren, zum Wandern
und zur Erholung - eben um ein
echtes Bergerlebnis zu haben.

Und schließlich sollten wir
auch nicht die Leistungen der
bäuerlichen Bevölkerung für
den Erhalt der ländlichen Kul-
tur, das Brauchtum und das
dörfliche Gemeinschaftsleben
gering schätzen.

Die GAP und die Berg-
landwirtschaft

Diese vielen Funktionen
der Berglandwirtschaft nach-
haltig sicherzustellen, ist ein
zwingender Auftrag für uns
alle. Für die Betroffenen selbst,
für die Regionen, für die Mit-
gliedsstaaten und für Europa.

Die Europäi-
sche Union steht
deshalb zum Prin-
zip der flächen-
deckenden Land-
wirtschaft auf dem
gesamten Gebiet
der Union. Nicht
nur in wirtschaft-
lich ertragreichen
Regionen muss es

Landwirtschaft geben, sondern
auch in klimatisch und geogra-
fisch benachteiligten Gebieten.

Die EU ist ein verlässlicher
Partner für die Bergbauern. Wir
haben inzwischen ein ganzes
Set von möglichen Maßnahmen
entwickelt, um gezielt auf die
Verschiedenheit der Probleme
eingehen zu können, mit denen
die Bergbauern konfrontiert
sind. Wenn wir die Bergland-
wirtschaft langfristig sichern
wollen, genügt es aber nicht,
die Erschwernisse der Bergbau-
ern abzugelten und ihnen ihre
öffentlichen Leistungen zu be-
zahlen. Nein, wir müssen in den
Berggebieten das gesamte länd-
liche Leben unterstützen.
Schließlich sind auch viele
Bergbauern Nebenerwerbsbau-
ern, die auf ein Einkommen aus
außerlandwirtschaftlichen Tä-
tigkeiten angewiesen sind.

Die Bergbauern und die übri-
ge Bevölkerung sind gegenseitig
voneinander abhängig, ergänzen
aber auch einander. Der Berg-
bauer leistet einerseits die Basis-
arbeit dafür, dass man in den
Bergen gut leben kann und dass
sich Einheimische und Gäste
wohl fühlen. Anderseits hängen
die Bauern von Nebenerwerbs-
möglichkeiten ab und brauchen

genauso eine moderne Infra-
struktur. Außerdem brauchen sie
die Konsumenten, die ihre Qua-
litätswaren kaufen und die Tou-
risten, die die Kulturlandschaft
in den Bergen genießen wollen.

An dieser Zielsetzung, den
ländlichen Raum in seiner Ge-
samtheit überlebensfähig zu
machen, haben wir uns in der
EU orientiert. Wer nämlich die
Berglandwirtschaft stärker för-
dern will, muss für eine Ver-
stärkung der ländlichen Ent-
wicklung eintreten.

Ich brauche Ihnen jetzt
nicht die Maßnahmen im Ein-
zelnen aufzählen, von der Be-
wirtschaftungsprämie bis zur
Steilflächenmahd und von den
Investitionsprogrammen bis zu
Leader+. Sie kennen das alles.

Zwei Feststellungen 
sind aber wichtig

Die Mittel, die auf Seiten
der EU zur spezifischen Förde-
rung der Berglandwirtschaft
eingesetzt werden, sind gemes-
sen am Agrarbudget nach wie
vor bescheiden.

Welche Priorität die Berg-
landwirschaft in der ländlichen
Entwicklungspolitik hat, be-
stimmen nicht die Kommissi-
on und nicht die EU, sondern
die Mitgliedsstaaten.

Wir offerieren einen Kata-
log von möglichen Angeboten
und einen Scheck. Für welche
Angebote aus dem Katalog der
Scheck eingelöst wird, bestim-
men die Mitgliedsstaaten. Des-
halb müssen wir auch dieses
Modell und damit die GAP
verteidigen.
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Die einzigartige
Kombination aus
Natur- und Kultur-
landschaft ist die 
Basis für den Touris-
mus im Berggebiet

Fo
to

: J
en

ew
ei

n



Eine gemeinsame Agrar-
politik ist notwendig

Die GAP ist besser als ihr
Ruf. Ich bin nicht einverstan-
den mit denjenigen, die pau-
schal die Agrarpolitik für alle
Übel dieser Welt, die die
Agrarpolitik zum Prügelkna-
ben für den Hunger in der drit-
ten Welt, Umweltverschmut-
zung, Lebensmittelskandale
und Tierseuchen verantwort-
lich machen.

Wer importiert schon heu-
te bei weitem am meisten
Agrarprodukte aus Entwick-
lungsländern? Wer hat be-
schlossen, seine Märkte völ-
lig für Importe aus den ärms-
ten Ländern der Welt zu öff-
nen? Nicht die USA, nicht
Australien, nicht Japan, son-
dern die EU.

Wer hat denn BDS oder
den Dioxin- und Nitrofenskan-
dal zu verantworten? Nicht un-
sere Bauern, sondern die Fut-
termittelindustrie, die nicht im
Verdacht steht, von der EU
Förderungen zu bekommen.

Ich bin auch absolut gegen
jene Strömungen, die die GAP
abschaffen oder renationalisie-
ren wollen. Wir brauchen eine
gemeinsame Agrarpolitik, die
ihren Namen verdient, weil sie
den Binnenmarkt aufrechter-
hält, einen nationalen Förder-
wettlauf verhindert und den
Bauern in Europa ein ange-
messenes Einkommen sichert.

Mehr Verantwortung für
die Regionen und Mitglieds-
staaten, aber in einem klar de-
finierten Rahmen, Kofinanzie-
rung, das ist das Konzept der

ländlichen Entwicklungspoli-
tik, mit Renationalisierung hat
das überhaupt nichts zu tun.

Einen Schluss darf man al-
lerdings daraus nicht ziehen:
Dass deswegen alles so bleiben
kann, wie es ist. Im Gegenteil;
um eine starke GAP im Dienste
von Landwirten und Konsu-
menten auch für die Zukunft zu
garantieren, brauchen wir Ver-
änderungen. Denn die Welt
steht nicht still, die Rahmenbe-
dingungen haben sich geändert:
90 % der europäischen Bürger
verlangen heute sichere Lebens-
mittel und eine intakte Umwelt
von unserem Agrarsektor, nur
ein Bruchteil der Bürger glaubt,
dass die derzeitige Agrarpolitik
das leistet. Andererseits sind
77 % der Bürger durchaus be-
reit, den Bauern über die GAP
ein angemessenes Einkommen
zu sichern.

Alle diese Fakten geben
uns nur eine logische Antwort:
Wir müssen handeln - und
zwar jetzt. Denn sonst könnte
es sein, dass wir dafür keinen
Spielraum mehr haben. 

Halbzeitbewertung der
Agrarpolitik sichert die
Landwirtschaft

Die Halbzeitbewertung
(MTR) der Agenda 2000 ma-
chen wir nicht, um die Erwei-
terung zu finanzieren. Schon
gar nicht wollen wir den Bau-
ern irgendetwas wegnehmen.
Sondern es geht darum, eine
Landwirtschaft zu sichern, die
den Anforderungen der Gegen-
wart entspricht, und es geht
darum, eine flächendeckende

Landwirtschaft in Europa zu
sichern.

Am Budget, das wir der
Landwirtschaft zur Verfügung
stellen und an den Zielen, die in
Berlin 1999 einstimmig be-
schlossen wurden, ändern wir
nichts. Wir werfen nicht die Fra-
ge auf, ob wir die Landwirte un-
terstützen sollen, sondern wie
wir das am Besten tun. Mit der
MTR wollen wir sowohl die Er-
wartungen der Bürger, Steuer-
zahler und Konsumenten wie
auch die Interessen der Landwir-
te berücksichtigen. Die inhaltli-
chen Vorschläge der MTR sind
mittlerweile weithin bekannt. Sie
wurden in Österreich auch be-
reits heiß diskutiert. Über einige
der vorgebrachten Argumente
lässt sich diskutieren.

Worüber sich allerdings
nicht diskutieren lässt, ist die
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St. Johann i.P wie es
heute aussieht (o.).

Bei Aufgabe der Be-
wirtschaftung durch
die Bergbauern ver-

waldet die bisher ab-
wechslungsreiche

Landschaftsstruktur
(Fotomontage Josef 

A. Standl, unten)
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Notwendigkeit, die MTR jetzt
durchzuführen. Wir können
keinesfalls bis 2006 warten
und auf bessere Zeiten hoffen.
Die Wahrheit ist: Wenn wir ab-
warten, werden am Ende des
Tages nicht mehr die Agrarier
entscheiden, sondern die Ent-
scheidungen werden außerhalb
der Landwirtschaft fallen.

Denn die Finanzvereinba-
rungen der Agenda 2000 lau-
fen 2006 aus. In der zweiten
Hälfte des nächsten Jahres be-
ginnen aber schon die Diskus-
sionen über die zukünftige
Ausrichtung der Strukturfonds.
Und im Jahr 2004 wird die De-
batte über den Finanzrahmen
von 2007 bis 2013 starten.

Verhandlungen
mit der WTO

Es stehen uns aber nicht
nur die Budgetverhandlungen
bevor. Es geht auch darum, das
Europäische Agrarmodell in
der WTO zu verteidigen.

Die Halbzeitbewertung
bringt uns in der WTO in die Of-
fensive, ganz einfach weil damit
die handelsverzerrenden Effekte
der Direktzahlungen vor allem
auf die Entwicklungsländer weg-
fielen. Dieses größere Verhand-
lungskapital haben wir für die
„Doha-Runde“ bitter nötig. Es
wird doch niemand ernsthaft
glauben, dass Europa in den
WTO-Verhandlungen all seine
Forderungen, vom Umwelt- über
den Tierschutz, von der Lebens-
mittelsicherheit bis zum Schutz
von Ursprungsbezeichnungen,
durchsetzen kann, ohne im Ge-
genzug auch etwas anzubieten.

Der Alm- und Bergbauer6 11/02

Agrarpolitik

Die jährliche Alpung ist der Gesundbrunnen unserer Tiere. Hohe Leistungsbereit-
schaft verbunden mit hervorragenden Fitnesseigenschaften, gesundem Fundament
mit starken Klauen, zeichnen die Braunviehrasse besonders aus.

Auf den Absatzveranstaltungen des Tiroler
Braunviehzuchtverbandes wird hervorra-
gende Zuchtviehqualität angeboten. Wir la-
den Sie ein, Ihren Zuchtviehbedarf auf un-
seren Versteigerungen zu decken.

Tiroler Braunvieh fühlt sich überall heimisch.

Versteigerungsbeginn: jeweils 10.00 Uhr
Auftriebsende: 8.00 Uhr
Beratung, Auskünfte und Kataloge: Tiroler Braun-
viehzuchtverband, Brixner Straße 1, 6020 Innsbruck,
Tel.: 0512/5929/255, Fax: 0512/577467

TIROLER  BRAUNVIEH
6020 Innsbruck, Brixner Straße 1, Tel. 0 512 / 59 29-255

Zuchtviehqualität aus
dem Herz der Alpen

Frühjahr 2002
Imst:
Dienstag, 15.01. weibliche Tiere 
Dienstag, 05.02. weibliche Tiere
Dienstag, 05.03. weibliche Tiere
Dienstag, 02.04. Stiere u. weibl. Tiere
Dienstag, 23.04. weibliche Tiere
Dienstag, 07.05. weibliche Tiere
Dienstag, 28.05. weibliche Tiere
Rotholz:
Mittwoch, 06.02. weibliche Tiere
Mittwoch, 17.04. weibliche Tiere

Herbst 2002
Imst:
Dienstag, 03.09. weibliche Tiere
Dienstag, 17.09. weibliche Tiere
Dienstag, 08.10. Stiere u. weibl. Tiere
Dienstag, 29.10. weibliche Tiere
Dienstag 12.11. weibliche Tiere
Dienstag, 10.12. Stiere u. weibl. Zuchtkälber
Rotholz:
Mittwoch, 28.08. weibliche Tiere
Mittwoch, 16.10. weibliche Tiere

Versteigerungstermine 2002



In diesem Zusammenhang
frage ich mich auch, wie ernst
es unsere amerikanischen
Freunde in der WTO meinen.
Zuerst beschließen sie mit der
Farm Bill einen Schritt in die
agrarpolitische Steinzeit der
Handelsverzerrungen zu ma-
chen, dann  präsentieren sie ein
Verhandlungspapier in der
WTO, das genau das Gegenteil
verlangt - natürlich nur von den
anderen, allen voran von der EU
und den Entwicklungsländern.

Erst sagt Präsident Bush,
dass die Farm Bill die jährli-
chen Emergency Packages er-
setze, dann stimmt der Senat
vor ein paar Tagen für ein neu-
erliches Notfallpaket von sechs
Mrd. Euro. Ich frage mich: wie
passt das alles zusammen?

Es sind also im Wesentli-
chen drei Gründe, die uns zum
Handeln zwingen:

Wir müssen in einigen Mit-
gliedsstaaten das Vertrauen der
Bürger zurückgewinnen und in
einigen, wie in Frankreich oder
Österreich, müssen wir aufpas-
sen, dass wir es nicht verlieren.

Die Debatte über die Frage,
wie viel Geld und wofür uns ab
2007 zur Verfügung stehen
wird, beginnt jetzt und nicht
erst 2006.

Und wenn es uns nicht ge-
lingt, unsere Agrarpolitik inter-
national akzeptabel zu ma-
chen, dann werden wir vor der
WTO den Kürzeren ziehen.

Auch bei der Milch sind
Entscheidungen notwendig

Was das Hinausschieben
von Entscheidungen bringen

kann, das sehen wir ja bei der
Milch. Die Milchproduzenten
und damit viele Bergbauern
haben unter der Planungsunsi-
cherheit, die durch das Hinaus-
schieben von Entscheidungen
entstanden ist, zu leiden. Es
wäre zweifellos besser, auch
bei der Milch eher heute als
morgen weiterzukommen.
Deshalb hat die Kommission
in der Halbzeitbewertung auch
das Milchthema aufgegriffen.
Und wir haben auch angekün-
digt, dass die Kommission be-
reit ist, Vorschläge zu machen,
wenn ein politischer Wille zu
einer Entscheidung erkennbar
wird. Die Abschaffung der
Quote würde zu erheblichen
Preisverlusten führen, und da-
mit dramatische Einkommens-
verluste für die Bauern verur-
sachen.

Außerdem dürfen wir nicht
unterschätzen, dass ein völlig
liberalisierter Milchmarkt eine
Konzentration der Milchpro-
duktion in die Gunstlagen zur
Folge hätte. Viele benachtei-
ligte Regionen, vor allem die
Berggebiete, haben aber nur
wenige Produktionsalternati-
ven und wären dadurch mit un-
lösbaren Problemen konfron-
tiert.

Ich fasse zusammen

Die Bergbauern sind der Ga-
rant dafür, dass ein pulsieren-
des Leben in den Berggebieten
überhaupt möglich ist. Ihre
Leistungen sind unverzichtbar.
Genauso sind aber auch die
Bergbauern auf eine enge Ver-
flechtung mit der übrigen Wirt-

schaft in den Bergregionen an-
gewiesen.

Die Europäische Union hat
in den letzten Jahren ein ganzes
Set an möglichen Maßnahmen
entwickelt, um die Bergland-
wirtschaft und das Leben in
den Bergen insgesamt zu er-
leichtern und zu fördern.

Im Sinne von Subsidiarität
haben es jedoch die Mitglieds-
staaten selbst in der Hand, wel-
che Maßnahmen mit welcher
Priorität zum Tragen kommen.
Jetzt geht es darum, das eu-
ropäische Agrarmodell fortzu-
setzen und in- und außerhalb
der EU zu verteidigen.

Nachdem noch immer An-
griff die beste Verteidigung ist,
müssen wir im Rahmen der
Halbzeitbewertung darüber
diskutieren, welche weiteren
Elemente wir in unsere GAP
einfügen sollten, um für alle
Bauern eine gute, und von der
gesamten Gesellschaft unter-
stützte Zukunft zu gewährleis-
ten.
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„Wir müssen jetzt handeln”
„Wir müssen die Halbzeitbewertung der Agrarpolitik
durchführen. Eine Verschiebung auf 2006 ist keine Lö-
sung. Die Wahrheit ist: wenn wir abwarten, werden am
Ende des Tages nicht mehr die Bauern und die Agrari-
er entscheiden, sondern die Entscheidungen werden
außerhalb der Landwirtschaft fallen. Es muss uns gelin-
gen, jetzt die Halbzeitbewertung unter Dach und Fach
zu bringen. Denn die Finanzvereinbarungen der Agen-
da 2000 laufen mit 2006 aus. Mitte 2003 beginnen die
Diskussionen über die zukünftige Ausrichtung der
Strukturfonds. Und im Jahr 2004 wird die Debatte über
den Finanzrahmen von 2007 bis 2013 starten. Wir soll-
ten nicht warten, bis unser Spielraum immer enger wird.
Unsere Vorschläge tragen dazu bei, die landwirtschaft-
lichen Einkommen nicht nur in Gunstlagen, sondern
auch in benachteiligten Gebieten zu sichern. Und ge-
nau das tun wir mit unseren Vorschlägen. Davon kön-
nen gerade die Bergbauern profitieren. Wir wollen er-
heblich mehr Geld in die ländliche Enwicklung leiten,
um die öffentlichen Leistungen der Bergbauern ver-
mehrt direkt bezahlen zu können”, so EU-Agrarkom-
missar Franz Fischler beim Europäischen Bergbauern-
kongress in St. Johann im Pongau.




